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Geheime Dokumente zu Fence of Legs weiterhin unter Verschluss
Aus Sorge darüber, dass die Akten 
die diplomatischen Beziehungen 
zwischen Australien und Indone-
sien negativ beeinflussen könn-
ten, hält das australische National 
Archive auf Anraten des austra-
lischen Außenministeriums die 
30  Jahre alten Dokumente, die 
Professor Clinton Fernandes von 
der University of NSW hätten 
zugänglich gemacht werden sol-
len, weiterhin unter Verschluss. 
Die Dokumente beziehen sich 
auf die Militäroperation »Fence 
of Legs« der indonesischen Streit-
kräfte zwischen 1981 und 1982, 
bei denen mehr als 60.000 ost-

timoresische Zivilisten dazu 
gezwungen worden waren, 
den indonesischen Truppen als 
menschliche Schutzschilde beim 
Aufspüren der osttimoresischen 
Unabhängigkeitskämpfer zu die-
nen. Dabei waren tausende Ost-
timoresen ums Leben gekommen.

Laut Fernandes ist die Geheim-
haltung ein Hinweis darauf, dass 
militärische Aktionen in Osttimor 
in gemeinsamem Einverständnis 
von Australien und Indonesien 
ausgeführt wurden. Das National 
Archive hingegen begründete die 
Geheimhaltung damit, dass dies 
ein Signal an ausländische Nati-

onen sei, sich weiterhin Austra-
lien anvertrauen zu können. Im 
Mai 2012 war als Grund für den 
Verschluss der Dokumente noch 
genannt worden, dass es sich um 
für die nationale Sicherheit Aust-
raliens sensible Dokumente han-
deln würde.

Die diplomatischen Beziehun-
gen zwischen Indonesien und 
Australien sind seit der Aufde-
ckung der australischen Spionage-
aktivitäten über die indonesische 
Regierung angespannt.

The Guardian 30.1.2014

The Sydney Morning Herald 28.1.2014

Gewalt gegen Frauen und Kinder
Bereits im August 2013 berich-
tete die Fundasaun Manhein, eine 
NGO, die den Sicherheitssektor 
in Osttimor beobachtet, über den 
Anstieg organisierter Kriminalität 
sowie die Verbindung von orga-
nisiertem Verbrechen und Taxiin-
dustrie.

Am 21. Januar 2014 hatte ein 
zwölfjähriges Mädchen eine Ver-
gewaltigung in Comoro bei der 
Polizei angezeigt: Der Täter ist 
nach wie vor auf freiem Fuß. Eine 
Woche später wurden eine Frau 
und ihre Tochter von mindes-
tens drei Männern vergewaltigt, 
ermordet und anschließend bei 

Branca ins Meer geworfen. Einer 
von ihnen soll Taxifahrer gewesen 
sein.

Der Fundasaun Manhein 
zufolge weisen die Vorfälle auf 
einen Anstieg sexualisierter Gewalt 
gegen Frauen und Kinder in Ostti-
mor hin. Bemerkenswert und Zei-
chen für einen sehr unguten Trend 
sei, so die Fundasaun Manhein, 
dass nach dem Gewaltverbrechen 
an den beiden Frauen eine die 
Opfer diskriminierende Bild- und 
Informationsflut in den sozialen 
Netzwerken eingesetzt hätte.

Sie fordert deshalb eine effek-
tivere und erweiterte Strafverfol-

gung, die eher zur Ergreifung und 
Bestrafung der Täter führen müsse. 
Des Weiteren solle die Taxiin-
dustrie stärker reguliert werden, 
indem sichergestellt würde, dass 
Taxifahrer nicht vorbestraft seien 
oder eine Verbindung zur orga-
nisierten Kriminalität aufwiesen. 
Das Justizministerium solle sich 
klar gegen die Veröffentlichung 
von Informationen über Opfer 
positionieren, um so zu gewähr-
leisten, dass die Privatsphäre der 
Opfer gewahrt bliebe.

Fundasaun Manhein 15.8.2013

ETAN 4.2.2014

Osttimor bittet Den Haag um Hilfe
Die Australian Security Intelli-
gence Organization (ASIO) brach 
am 3.  Dezember 2013 in Can-
berra in das Haus eines Ex-Spions, 
der für Osttimor vor Gericht hätte 
aussagen sollen, sowie in das sei-
nes Anwalts ein. Mit Hilfe dieses 
Einbruchs brachte die australi-
sche Regierung Dokumente über 
australische Abhöraktivitäten der 
timoresische Regierung an sich. 
Hintergrund: Australien wird vor-

geworfen, in 2006 das osttimore-
sische Kabinett im Vorfeld der 
Verhandlungen über die 40 Mil-
liarden US-Dollar schweren Öl- 
und Gasverträge in der Timorsee 
abgehört und sich dadurch eine 
vorteilhafte Position für die Ver-
handlungen verschafft zu haben.

Osttimor wendete sich deshalb 
an den Internationalen Gerichts-
hof in Den Haag. Sind Ostti-
mors Vorwürfe haltbar, müssten 

die Ölverträge annulliert werden. 
Für Australien stehen Milliarden 
US-Dollar an an Öleinnahmen 
sowie ihr internationales Prestige 
auf dem Spiel. Eine Entscheidung 
des Internationalen Gerichtsho-
fes wird bis Anfang März 2014 
erwartet.

International Business Times 

21.1.2014

The Sydney Morning Herald 

22.1.2014, 25.1.2014
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Neuanfang nach Haiyan
Der Versuch alternativen Journalismus aufzubauen

Jede nachhaltige Demokratie bedarf eines freien 
Informationsflusses. Dies wurde besonders im 
Zuge der Verwüstung und des Chaos deutlich, die 
der Taifun Haiyan (philippinischer Name: Yolanda) 
Anfang November 2013 in den Philippinen hinter-
lassen hatte.

Mit dem allmählichen Wiederaufbau in den Ost-
Visayas (und Central Visayas, das 2013 von einem 
mittelschweren Erdbeben erschüttert wurde) wurden 
auch Bedenken laut, dass eine eingeschränkte Presse 
korrupte Beamte/innen dazu ermutigen könnte, 
staatliche und private Hilfsgelder zu veruntreuen.

Die philippinische Regierung hat zwar eine Inter-
net-Seite namens Foreign Aid Transparency Hub 
(FAITH) eingerichtet, um den Weg ausländischer 
Hilfsgelder verfolgen zu können, doch ein konkreter 
Stresstest für die Regierung steckt noch in den Anfän-
gen. Die Journalist/ innen sind nach wie vor ihres 
Handwerkszeugs beraubt: Die Büros sind größten-
teils nicht benutzbar, Strom und Internetdienste nur 
sehr sporadisch verfügbar. Dies birgt die Gefahr, dass 
die für die Taifunopfer gedachten Spenden von kor-
rupten Beamt/ innen, die im Jahr 2016 die National-

wahlen gewinnen wollen, als Wahlkampfkasse miss-
braucht werden.

Der philippinische Journalist/ innen-Verband Nati-
onal Union of Journalists of the Philippines (NUJP) 
hat die drängende Notwendigkeit erkannt, Lokalre-
porter/ innen auf die Beine zu helfen, die Opfer des 
Taifuns geworden sind. Die gilt vor allem für Taclo-
ban und andere Regionen in den Ost-Visayas.

Die NUJP-Vorsitzende, Rowena Caranza-Paraan, 
hat über soziale Netzwerke folgenden Aufruf gestar-
tet: »Viele Kolleg/ innen aus der Medienbranche 
haben durch Yolanda ihr komplettes Handwerkszeug 
verloren. Gibt es jemanden, der eine Kamera hat und 
bereit ist, diese zu spenden? Die meisten Medienbe-
triebe haben ihre Arbeitstätigkeit noch nicht wieder 
aufnehmen können. Daher suchen die Reporter/ innen 
nach Wegen, etwas Geld zu verdienen, zum Beispiel 
indem sie über die Lage nach Yolanda berichten. Mel-
det Euch bei mir einfach per SMS oder Email!«

Wie andere Institutionen, die als sogenannte Kon-
trollinstanz agieren, geht auch die NUJP davon aus, 
dass die Nachwirkungen von Haiyan immerhin die 
Voraussetzung bieten, eine ideale Mediengemein-
schaft aufzubauen.
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Arbeitsmarktlage in der Medienindustrie

In den Regionen, in denen Staatsführung und Rechts-
staatlichkeit am schwächsten ausgeprägt sind, wer-
den Journalist/ innen häufig als Rettungsanker für 
problembehaftete Gemeinden angesehen. Anderer-
seits gehört diese Berufsgruppe zu den anfälligsten 
und verletzlichsten aller Beschäftigungsbranchen.

Dies wurde auch im Rahmen einer Kundgebung 
anlässlich des Tags der Arbeit von der NUJP klar zum 
Ausdruck gebracht: »Obwohl die Medien eine zent-
rale Rolle im Kampf um die Unterstützung demokra-
tischer Institutionen und Prozesse spielen, werden 
die Rechte der Beschäftigten in der Medienindustrie 
am stärksten ignoriert und verletzt.«

In den Provinzen wie auch in der Hauptstadt 
befinden sich die meisten Medienbetriebe in den 
Händen politischer Dynastien oder der wirtschaftli-
chen Elite des Landes.

Da die Bezahlung oft häppchenweise oder pro 
Story erfolgt, lassen sich die meisten Journalist/ innen 
auf eine gefährliche Berichterstattung ein und dies 
dazu noch ohne Versicherung oder sonstige Sozial-
leistungen. Manchmal wird von ihnen sogar erwar-
tet, dass sie die Betriebskosten selbst tragen. Auch 
werden sie häufig damit beauftragt, als Werbekun-
denbetreuer/ innen zu agieren, wobei Provisionen 
anstelle des Gehalts treten.

Nach dem Taifun Haiyan hingen viele Journalist/ 
innen quasi in der Luft. Ihre Auftraggeber/ innen hat-
ten ihre Geschäftstätigkeit entweder eingestellt oder 
befanden sich in einer Situation, in der Arbeiten ein-
fach unmöglich war. Während ganze Gemeinden 
verzweifelt auf Hilfsleistungen warteten, war es den 
Journalist/ innen einfach zu peinlich, bei den glei-
chen Quellen um Hilfe zu bitten, über die sie eigent-
lich berichten sollten.

Neuanfang

Der NUJP schwebt ein journalist/ inneneigener Nach-
richtendienst vor, der gleichzeitig den unterschied-
lichen Nichtregierungsorganisationen eine Stimme 
gibt, die an den Aufbauarbeiten beteiligt sind.

Angesichts der Tatsache, dass digitale Medien 
einen kostengünstigen Weg darstellen, die Welt zu 
erreichen, hofft NUJP darauf, dass es mit dem rich-
tigen journalistischen und unternehmerischen Trai-
ning möglich sein wird, einen alternativen, autarken 
und wegweisenden Journalismus in Tacloban und 
den Ost-Visayas aufbauen zu können.

Die gleiche Vision teilt auch die in New York 
lebende, preisgekrönte Autorin Gina Apostol, die 
Mitglied von Kusog Tacloban (auf Deutsch: Stärkt 
Tacloban) ist. Kusog Tacloban ist ein Netzwerk, das 
von betroffenen Bürger/ innen Taclobans ins Leben 
gerufen wurde, um die Hilfs- und Wiederaufbau-
aktionen in Leyte und Samar nach dem Taifun zu 
unterstützen. Es zielt auch darauf ab, ein Bürger/ 
innenkontrollnetzwerk aufzubauen, welches Bürger/ 
innenjournalismus und bewährte institutionelle Ver-
fahrensweisen miteinander verbindet.

In einem kürzlich veröffentlichten Blog teilte Apo-
stol mit, Informationen seien der »Weg zu Stärke und 
zur Heilung eines dreiteiligen Übels: den Behör-
den, der geographischen Lage und der Politik«. 
»Wir brauchen das Rüstzeug, um den Dingen auf 
den Grund zu gehen«, so ihr Appell. »Wir müssen 
von allen beteiligten Personen Verfahrensweisen an 
die Hand bekommen und Möglichkeiten schaffen, 
unsere Hilfe zu sehen und zu überwachen. Lasst uns 
wissen, was vor uns liegt, um dieses eher wachsende 
als nachlassende Gefühl der Verzweiflung zu beru-
higen.«

Anmerkung

> Die Kontaktadressen von NUJP lauten wie folgt: 
4/ L FSS I Bldg., 89 Sct. Castor St.  
Barangay Laging Handa, Quezon City, Philippines 
Fax: (+632) 3767330 
E-Mail: nujpilipinas@gmail.com

Der Radiosender 
dyDW Radyo 

Diwa in Taclo-
ban City

 Foto: PECOJON 
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Das philippinische Berufungsgericht (Court of 
Appeals) bestätigte am 27. September 2013 seine 
frühere Entscheidung, die Anklage im Mordprozess 
gegen den ehemaligen Palawan-Gouverneur Joel 
Reyes und Mario Reyes, Bürgermeister von Coron, 
einzustellen.

Die Reyes-Brüder gelten als die Drahtzieher im 
Mordfall des Radiomoderators und Umweltaktivis-
ten Gerardo Ortega. Der 47-jährige Journalist wurde 
auf dem Marktplatz von Puerto Princessa, der Haupt-
stadt der Insel Palawan, im Anschluss an seine tägli-
che Radiosendung am 24. Januar 2011 erschossen.

NUJP: Es gibt noch keinen Freispruch!

Laut dem philippinischen Journalist/ innen-Ver-
band National Union of Journalists of the Philippi-
nes (NUJP) bedeutet die neue Gerichtsentschei-
dung keine Aussage über die Schuld von Joel und 
Mario Reyes, da sie nur wegen juristischer Formfeh-
ler gefällt wurde. Sie beruhe auf schwerem »Ermes-
sensmissbrauch« der Justizministerin Leila de Lima.

Aufgrund der Unzufriedenheit mit den zuvor 
getätigten Ermittlungen – ein erstes Ermittlungsteam 
empfahl die Einstellung des Verfahrens – schuf sie 
am 7. September 2011 ein zweites Team aus ande-
ren Ermittlungsbeamten. Nachdem dieses Gre-
mium den früheren Gouverneur und seinen Bruder 
der Tötung von Ortega beschuldigte, hat der Puerto 
Princesa Regional Trial Court einen Haftbefehl gegen 
sie im März 2012 erlassen. Die Brüder, die die Tat 
wiederholt bestritten haben, sind untergetaucht. Ihre 
Anwälte fochten vor dem Berufungsgericht an, dass 
de Lima kein zweites Gremium von Ermittlungsbe-
amten schaffen durfte, wenn das erste Ermittlungs-
gremium die Einstellungen des Verfahrens wegen 
mangelndem Beweis schon empfohlen hat. Im März 
2013 hat das Gericht zugunsten ihres Einspruchs 
entschieden, aber Justizministerin de Lima hat die 
Rechtmäßigkeit der Entscheidung bestritten.

Zeugen verstorben

Laut Zeitungsberichten fechten de Lima und die 
Familie von Ortega die Entscheidung des Berufungs-
gerichtes vom September 2013 an und wollen vor 
den Obersten Gerichtshof ziehen.

Die Ermittlungen werden dadurch erschwert, 
dass mittlerweile zwei wichtige Zeugen des Mord-
falls verstorben sind. Dennis Aranas, einer der wich-

tigsten Zeugen, wurde im Februar 2013 tot in seiner 
Gefängniszelle in der Provinz Quezon gefunden. Er 
soll sich mit dem Trageriemen einer Tasche erhängt 
haben. Die Polizei geht von einem Selbstmord aus. 
Dr. Erwin Erfe, Leiter des forensischen Labors der 
Staatsanwaltschaft, hingegen behauptet nach einer 
erneuten Autopsie, dass Aranas ermordet wurde.

Ebenfalls verstorben ist Percival Lecias, der mutmaß-
lich in die Lieferung der Mordwaffe verwickelt war. Er 
verstarb an einer Erkrankung im September 2012.

Ortega äußerte sich auch sehr offen gegen Berg-
bauprojekte in seiner Provinz. Er war einer der Kri-
tiker der Entscheidung der philippinischen Behörde 
Department of Environment and Natural Resources 
(DENR) vom September 2010, dem kanadischen 
Bergbauunternehmen MacroAsia Corporation eine 
Umweltunbedenklichkeitsbescheinigung (Environ-
mental Clearance Certificate – ECC) auszustellen und 
ihm damit den Abbau von Nickel in der Gemeinde 
Brooke’s Point zu ermöglichen. (Reckordt 2011) 

Ortega-Mord bleibt ungeklärt
Anklage gegen den ehemaligen Gouverneur abgewiesen

Quellen

> http:// newsinfo.inquirer.net/498815/ nujp-laments-
technicality-clearing-governor-in-ortega-slay

> http:// www.cmfr-phil.org/2013/10/02/ court-of-appeals-
affirms-dismissal-of-murder-charge-against-former-
governor/ 

> http:// www.gmanetwork.com/ news/ story/341166/ news/ 
nation/ it-s-final-de-lima-cleared-in-contempt-case-
filed-by-ex-palawan-gov

> What Went Before: Gerry Ortega: 28. September 2013, 
Philippine Daily Inquirer http:// newsinfo.inquirer.
net/496769/ what-went-before-gerry-ortega

> http:// www.gmanetwork.com/ news/ story/294062/ news/ 
nation/ at-the-time-of-his-death-ortega-slay-witness-
already-excluded-from-witness-protection-program

> Breininger/ Reckordt (2011): Rohstoffrausch; S. 101 ff.
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